                                                                                                                                                               22.Mai 2016


AfD-Fraktion Bad Karlshafen•Friedrich-Ebert-Str. 14•34385 Bad Karlshafen[image: image1.jpg]



Stadt Bad Karlshafen[image: image2.png]



Hafenplatz 8

34385 Bad Karlshafen

z. Hd. Herrn Marcus Dittrich

Stadtverordnetenvorsteher
2. Antrag der AfD-Fraktion Bad Karlshafen - Änderung von §12 Anträge Absatz (3) der Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung und der Ausschüsse der Stadt Bad Karlshafen vom 21.08.2010 zur Behandlung in der Stadtverordnetensitzung am 07.06.2016
Sehr geehrte Damen und Herren, 
Die AfD- Fraktion beantragt hiermit eine Änderung der Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung und der Ausschüsse der Stadt Bad Karlshafen.        
Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den §12 Anträge Absatz (3) der Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung:
„(3) Anträge sind schriftlich und von der Antragstellerin oder vom Antragsteller unterzeichnet bei der oder dem Vorsitzenden oder bei einer von der oder dem Vorsitzenden zu bestimmenden Person in der Verwaltung einzureichen. Eine Einreichung durch Fax, Computerfax und E-Mail ist ausreichend. Bei Anträgen von Fraktionen genügt - außer im Falle des § 56 Abs. 1 Satz 2 HGO - die Unterschrift der oder des Vorsitzenden oder ihrer oder seiner Stellvertretung. Zwischen dem Zugang der Anträge bei der oder dem Vorsitzenden und dem Sitzungstag müssen mindestens 3 volle Kalendertage liegen. Dies gilt auch für Anträge des Magistrats. Alle Anträge werden spätestens am Tag der Sitzung jedem Stadtverordneten zugeleitet.“
In den Wortlaut:
„ (3) Anträge sind schriftlich und von der Antragstellerin oder vom Antragsteller unterzeichnet bei der oder dem Vorsitzenden oder bei einer von der oder dem Vorsitzenden zu bestimmenden Person in der Verwaltung einzureichen. Eine Einreichung durch Fax, Computerfax und E-Mail ist ausreichend. 
Bei Anträgen von Fraktionen genügt - außer im Falle des § 56 Abs. 1 Satz 2 HGO - die Unterschrift der oder des Vorsitzenden oder ihrer oder seiner Stellvertretung. Zwischen dem Zugang der Anträge bei der oder dem Vorsitzenden und dem Sitzungstag müssen mindestens 6 volle Kalendertage liegen. Dies gilt auch für Anträge des Magistrats. Alle Anträge werden spätestens 3 volle Tage vor der Sitzung jedem Stadtverordneten zugeleitet.“                   
Begründung:
Durch die Regelung „Alle Anträge werden spätestens am Tag der Sitzung jedem Stadtverordneten zugeleitet.“ ist es den Stadtverordneten kaum möglich, sich einen genauen Überblick über die jeweiligen Anträge zu verschaffen und sie für sich zu prüfen. Zudem ist diese Regelung nicht klar definiert und dehnbar. Hierdurch wird eine Vorlage der Anträge erst kurz vor der Sitzung möglich, so dass ein objektives und sachgerechtes Abstimmverhalten nicht gewährleistet sein kann. 

Um die Zuleitungsfrist an die Stadtverordneten auf 3 volle Tage erhöhen zu können, muss die Vorlagenfrist der Anträge an den Vorsitzenden oder seine Stellvertretung auf volle 6 Tage erhöht werden, damit wie bisher 3 Tage zur Bearbeitung bleiben.
Mit dieser Begründung bitten wir um Annahme der Beschlussvorlage. 

Mit alternativen Grüßen

Manfred von Reetnitz 
Stellv. Fraktionsvorsitzender

AfD- Fraktion Bad Karlshafen

Alternative für Deutschland 

Landkreis Kassel

Mündliche Begründung zur Beschlussvorlage:
Sehr verehrte Damen und Herren, werte Stadtverordnete,

Wir alle sind uns wohl einig, dass eine Geschäftsordnung kein starres Gebilde ist und immer wieder  praktischen Erfahrungen angepasst werden sollte, so auch die Frist der Antragszuleitung an die Stadtverordneten.

Wie die AfD schon vor der Amtsperiode als Gäste der Stadtverordnetensitzungen, welche wir aufmerksam verfolgt haben, beobachten konnte, wurden den Stadtverordneten teilweise erst wenige Minuten vor der Sitzung Anträge vorgelegt. Selbstverständlich blieb Kritik seitens einiger Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung nicht aus …
Als Vertreter der Bürger, die uns gewählt und ihr Vertrauen geschenkt haben sind wir verpflichtet, unsere parlamentarische Arbeit gewissenhaft und wohlüberlegt zu erfüllen. Das gilt auch und gerade für Entscheidungen durch Abstimmungen, die auf Beschlussvorlagen von Anträgen beruhen. Dies erfordert wiederum eine angemessene Zeitspanne, um sich mit diesen Anträgen beschäftigen zu können, für sich selbst als Stadtverordneter oder bei Bedarf auch im Kreise der einzelnen Fraktionen, wenn nötig.

Die in dieser wichtigen Änderung der Geschäftsordnung enthaltene notwendige Vorlagenfrist beim Stadtverordnetenvorsteher oder seines Vertreters von mindestens vollen 6 Kalendertagen  aufgrund der nötigen Bearbeitungszeit darf hinsichtlich einer objektiven Einschätzung von Anträgen keine Rolle dabei spielen.

Verehrte Damen und Herren,                                                                                              
Bitte unterstützen Sie mit Ihrer Zustimmung dieser Beschlussvorlage eine sinnvolle und nutzbringende wichtige Änderung des §12 (3) der Geschäftsordnung, die uns Allen die Arbeit erleichtern wird und dazu beiträgt, dem Auftrag des Wählers besser gerecht zu werden.
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